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mit brandaktuellen Informationen zur

Beitragserhebung im Verbandsgebiet des MAWV

Wir bleiben unserer Linie treu
Von Dr. Udo Haase, Vorsitzender 

der Verbandsversammlung des MAWV
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Wir gehen unseren Weg! EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser,

seit Jahresbeginn öffnen, le-
sen und bearbeiten wir 30.300 
Schreiben zu Anschlussbeiträ-
gen. Das ist auch an mir nicht 
spurlos vorbeigegangen. Viele 
Briefschreiber fordern Beiträge 
mit Zinsen lieber gestern als 
heute zurück. Einerseits ver-
sorgt der MAWV 110.000 Men-
schen mit Trinkwasser und ent-
sorgt ihr Abwasser, andererseits 
ist der Verband in einer heißen  
Debatte um eine kalte Rechts-
materie unverschuldet in unru-
higes Wasser geraten. 
Wir verstehen den Unmut der 
Bürger sehr gut. Jedoch länger 
auf eine Antwort warten zu müs-
sen heißt erst einmal, dass viele 
Fragen noch unklar sind und wir 
offene Gerichtsentscheidungen 
zu berücksichtigen haben. Denn 
die Rechtslage ist längst nicht so 
eindeutig, wie in den Medien dar-
gestellt wird und Rechtsanwälte 
und Grundstücksbesitzervereine 
glauben machen möchten.
Grundsätzlich bin ich als Ver-
bandsvorsteher verpflichtet zu 
prüfen, ob und in welchen Fäl-
len der Karlsruher Richterspruch 
zu Kanalanschlüssen in Cottbus 
auf den MAWV zutrifft. Selbst 
wenn das OVG Berlin-Branden-
burg zur Auffassung käme, dass 
das so ist, könnten nicht alle 
Grundstücksbesitzer mit Rück-
zahlungen rechnen. Die Mehrheit 
der Bescheide ist bestandskräf-
tig und bleibt deshalb bestehen. 
Wir wollen den Anschlussbei-
trag transparent machen. Sie 
sollen in dieser Sonderausgabe 
erfahren, warum der MAWV an 
seinem bisherigen Weg festhält 
und wie es im Verbandsgebiet 
gerecht weitergehen kann.

Ihr Peter Sczepanski,
Verbandsvorsteher des MAWV
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Das will  
diese Zeitung

Das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) Karlsruhe hat zwei Ent-
scheidungen des Oberverwal-
tungsgerichtes (OVG) Berlin-Bran-
denburg über die Festsetzung von 
Beiträgen für den Anschluss von 
Grundstücken an die Schmutz-
wasserkanalisation aufgehoben 
und die Sachen zur erneuten Ent-
scheidung zurückverwiesen (1 BvR 
2961/14, 1 BvR 3051/14).

Des Pudels Kern

Das war am 17. Dezember 2015 
(Veröffentlichung). Die vom Gesetz-
geber in Brandenburg ermöglichte 
Neuberechnung von Anschlussbei-
trägen kam schlagartig zum Erlie-
gen. Ärger gab es auf allen Seiten. 
Das sich breitmachende Gefühl, in 
der Beitragsberechnung bei Wasser 
und Abwasser auf keinem festen Bo-
den zu stehen, erschütterte gleicher-
maßen das Vertrauen der Bürger und 
des MAWV in die rechtlichen Grund-
lagen. Die Retourkutsche ließ nicht 
lange auf sich warten: Sie kam mit 
30.300 Anträgen auf Beitragsrück-
erstattung. Seitdem versinkt die 
MAWV-Welt in einer Papierflut.

Vertrauen geht vor  
fiskalische Interessen

Vertrauensschutz ist ein hohes Gut. 
Die Karlsruher Richter Gaier, Schlu-
ckebier und Paulus kritisierten An-
schlussbeiträge für Grundstücke in 

der Stadt Cottbus als verfassungs-
widrig, die vor dem Jahr 2000 an-
geschlossen worden sind oder an-
schlussfähig waren. 
Nach dem vor dem 1. Februar 2004 
gültigen § 8 Abs. 7 Satz 2 des bran-
denburgischen Kommunalabgabe-
gesetzes (KAG) hätte von den Be-
schwerdeführerinnen kein Beitrag 
mehr erhoben werden dürfen. Die 
Anwendung einer seit dem 1. Fe-
bruar 2004 gültigen Neufassung 
entfaltet eine verfassungsrechtlich 
unzulässige Rückwirkung für be-
stimmte Altfälle.

Wie geht es weiter? 

Im Lutherjahr bleibt uns zumindest 
die Frage erspart: Sind Beiträge des 
Teufels? Das BVerfG hatte ja nicht 
festgestellt, dass die Veranlagung 
von „Altanschließern“ generell ver-
fassungswidrig ist. Es hat diese 
vielmehr ausdrücklich zugelassen, 
jedoch festgestellt, dass die Veran-
lagung bestimmter Grundstücke zu 
einem bestimmten Zeitpunkt nicht 
mehr möglich war. 

Die Verbandsversammlung des 
MAWV hat die Vor- und Nachteile 
eines reinen Gebührenmodells, ei-
ner Mischfinanzierung und gesplit-
teter Gebühren bewertet und sich 
für das Modell der Mischfinanzie-
rung aus Gebühren und Beiträgen 
entschieden.

In einer Welt vor und nach Karlsruhe steht der MAWV an einer Kreuzung

Als 14 Kommunen im Jahr 1994 
den MAWV mit mir als ehrenamt-
lichen Verbandsvorsteher grün-
deten, standen Solidarprinzip 
und garantierte Daseinsvorsorge 
Pate. Wir wollten die Wasser-
ver- und Abwasserentsorgung 
gemeinsam anpacken. Jeder im 
Verband sollte in den Genuss ei-
ner gut organisierten und quali-
tativ hochwertigen Dienstleistung 
auf diesem Gebiet kommen. 

Dass das Geld kostet, stand außer 
Frage. Der Verband hat für Investi-
tionen zu sorgen, Aufwendungen für 
Betrieb und Instandhaltung zu de-
cken. Die Summe für diese Aufgaben 
lässt sich relativ schnell beziffern. 

Wir hatten seinerzeit beschlossen, 
den MAWV mit mengenabhängigen 
Gebühren und Beiträgen zu finan-
zieren. Das bedeutet, jeder zahlt für 
Trinkwasser, das er verbraucht und 
für die Entsorgung von Abwasser. 

Der Anschlussbeitrag, den laut un-
serer Satzung Grundstücksbesit-
zer entrichten müssen, begleicht 
den gut angelegten Wertvorteil des 
siedlungswassertechnisch erschlos-
senen Grundstücks. Heute ist der 

MAWV solvent, handelt professio-
nell als kommunaler Wasserversor-
ger, auch wenn es so aussieht, als 
ob die seit 2011 schwelende Debatte 
um die Anschlussbeiträge das alles 
infrage stellen könnte. Den Verband  

kosten dieses Gezerre und diese un-
klare Rechtslage viel Kraft. Jeder 
muss verstehen, dass es uns in erster 
Linie darum geht, sauberes Wasser in 
einer guten Qualität jederzeit bereit-
zustellen. Bei der Finanzierung ist es 

uns besonders wichtig, an niedrigen 
Gebühren und ausgewogenen Bei-
trägen festzuhalten. Wir bleiben bei 
allem Suchen nach der richtigen Ent-
scheidung unserer Linie treu. Was 
wir jetzt am allermeisten brauchen, 

sind eine solide rechtliche Grund-
lage sowie das Verständnis der Bür-
ger, um endlich wieder in ruhiges 
Fahrwasser zu kommen.

Öffentliche Anlagen und 
Dienstleistungen des  

Verbandes kosten Geld. 

Der MAWV hat sich  
für den Weg der  

Mischfinanzierung  
aus Gebühren und  

Beiträgen entschieden.



- keine Tabus bei der 
Prüfung verkraftbarer 
zukünftiger Finanzie-
rungsmodelle für den 
MAWV,

-  keine vorschnelle Ent- 
scheidung, solange Rechtslage und 
mögliche wirtschaftliche Auswirkun-
gen nicht seriös geklärt sind.

In diesen Worten kommt auch mein 
Vertrauen in den MAWV zum Aus-
druck, welches er sich redlich mit 
dem verdient, wofür er auch im Na-
men meiner Gemeinde tätig ist: Eine 
verlässliche Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung, auf die kein 
Gemein(de)wesen verzichten kann.

Bernd Speer,
Bürgermeister  

der Gemeinde Eichwalde

Einen externen „Sponsor“, der 
den MAWV subventioniert, gibt es 
nicht. Und es ist auch niemand da, 
an den eventuelle Gewinne abge-
führt werden. Sämtliche Aufwen-
dungen des MAWV müssen aus-
schließlich von den tatsächlichen 
und möglichen Nutzern der öffent-
lichen Trink- und Abwasseranlage 
bezahlt werden. 

Unsere wichtigsten Finanzierungsquel-
len sind Beiträge und Gebühren, was 
im Kommunalabgabegesetz des Landes 
Brandenburg nachzulesen ist. Demnach 
sollen Beiträge und Kostenerstattungen 
ganz oder teilweise die Herstellungs-
kosten decken. Gebühren finanzieren 
jene Teile der Herstellung, die nicht 
über Beiträge gedeckt sind sowie die 
laufende Unterhaltung und Instandset-
zung der Anlagen. Werden also keine 
oder nur geringe Anschlussbeiträge er-
hoben, steigen im Gegenzug die Gebüh-
ren und umgekehrt. 

250 Millionen Euro Beiträge
Seit seiner Gründung hat der MAWV 
zur anteiligen Finanzierung der öffent-

lichen Trink- und Abwasseranlage An-
schlussbeiträge von Grundstückseigen-
tümern und Investoren in Höhe von rund 
250 Mio. Euro erhoben. Damit wurde 
der Großteil der Herstellungskosten der 
öffentlichen Anlage (über 400 Mio. Euro) 
bereits über Anschlussbeiträge finan-
ziert und muss nicht mehr über Gebüh-
ren langfristig refinanziert werden. Da-
durch liegen die Gebühren beim MAWV 
derzeit unter dem Landes- und Bundes-
durchschnitt, wovon alle Gebührenzah-
ler profitieren.

Keine Sonderlösung
Nun fordern seit dem BVerfG-Beschluss 
einzelne Gruppen die Rückzahlung von 
Anschlussbeiträgen, zum Beispiel an die 
Gruppe der Altanschließer oder eine ge-
nerelle Beitragsrückzahlung mit der  
Umstellung auf ein rein gebührenfinan-
ziertes Modell. Beide Forderungen wer-
den durch den Verband abgelehnt, weil 
diese entweder zu einer nicht zu recht-
fertigenden Bevorteilung eines Teils  
der Beitragspflichtigen (Altanschließer) 
oder aller beitragspflichtigen Grund-
stückseigentümer gegenüber den  Mie-
tern führen würde. 

Durch einen Verzicht auf 
die Erhebung von An-
schlussbeiträgen wird 
auf eine angemessene 
Beteiligung der Grund-
stückseigentümer an den Kosten der  
Errichtung und Vorhaltung der öffentli-
chen Anlagen zulasten aller Gebühren-
zahler  verzichtet.  Wesentlich höhere 
Gebühren als bisher wären für alle die 
Konsequenz. 
Sollten einzelne Grundstücke durch die  
BVerfG-Beschlüsse nicht zu einem An-
schlussbeitrag veranlagt werden kön-
nen, wird der MAWV für diese Grund-
stücke die Erhebung einer höheren  
gesplitteten Gebühr prüfen. 

Alle Interessen berücksichtigen
Wir sind der Überzeugung, dass das 
vom Verband umgesetzte Finanzie-
rungsmodell aus Anschlussbeiträgen 
und einheitlichen Gebühren unter ande-
rem ein ausgewogenes System unter 
Berücksichtigung aller Interessengrup-
pen bietet und mit dem erreichten Ge-
bührenniveau eine stabile wirtschaft-
liche Basis für die Entwicklung des 
Verbandes und der Region bietet.
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Anschreiben der Kommunalaufsicht an den MAWV: 
Beitragsbescheide gegenüber Altanschließern  
sind aufzuheben, da die Erhebung von Beiträgen  
gegenüber Altanschließern rechtswidrig sei.

Entscheidung des OVG Brandenburg (Az: 2 D 29/98.NE): 
Zur rechtmäßigen Beitragserhebung bedarf es einer  
rückwirkenden Beitragssatzung zum Zeitpunkt des  
ersten Satzungsversuchs (beim MAWV im Jahr 1994). 

Inkrafttreten des § 8 Abs. 7 S. 2 KAG 
neue Fassung: Die sachliche Beitrags-
pflicht entsteht mit dem Inkrafttreten  
der rechtswirksamen Satzung.

Entscheidung des OVG Berlin-Brandenburg (Az: 9 B 44.06): 
- § 8 Abs. 7 S. 2 KAG neue Fassung findet auf Altanschließer Anwendung; 
- Erhebung von Beiträgen gegenüb. Altanschließern gesetzl. vorgeschrieben; 
- Beitrag gegenüber Altanschließern nicht verjährt; 
- kein Vertrauensschutz von Altanschließern. 

21. 09. 2012

Entscheidung des Landesverfassungsgerichts des Landes  
Brandenburg (Az: VfGBbg 46/11):
- Erhebung von Beiträgen gegenüb. Altanschließern rechtmäßig; 
- keine Verjährung eingetreten; 
- kein Vertrauensschutz der Altanschließer gegeben.

14. 02. 2011

Anschreiben der Kommunalaufsicht an den  
MAWV: Verbände werden unter Hinweis  
auf die erforderliche Einhaltung der Gesetze  
aufgefordert, Beiträge gegenüber 
Altanschließern zu erheben.

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (Az: 1 BvR 2961/14, 
1 BvR 3051/14) zu einer Stadt, eine Beitragserhebung aufgrund 
der rückwirkenden Anwendung des § 8 Abs. 7 S. 2 KAG n. F. sei 
verfassungswidrig: Im Falle der Stadt hätten Beiträge gegenüber 
Altanschließern nicht mehr erhoben werden dürfen.

Beitragsgerechtigkeit ja, aber nicht um jeden Preis: Von 30.300 Anträgen fallen knapp 600 unter die BVerfG-Beschlüsse

Chronologie der Beitragsbescheidung

Turgut Pencereci, Fachanwalt für VerwaltungsrechtVon Otto Ripplinger, Kaufmännischer Leiter des MAWV Wer Beitrag sagt, muss auch verjährt sagen Geht’s auch anders?Wer soll das alles bezahlen?

Bürgermeisterstimmen
Möglichst keine 

gesplitteten Gebühren

Die letzten Jahre haben 
gezeigt, dass eine Mi-
schfinanzierung der rich-
tige Weg ist. Warum? 
Das liegt auf der Hand: 
Wir haben über die Einnahmen aus 
den Beiträgen eine Einmalbelastung 
der Grundstücksbesitzer geschaffen. Im 
Gegenzug konnten so die Mengen- und 
Grundgebühren – also die Kosten, die 
kontinuierlich wiederkehren – relativ 
niedrig gehalten werden. Und zwar für 
alle Bürger im Verbandsgebiet. Diese 
Art der Finanzierung und Refinanzie-
rung sollte aus meiner Sicht bestehen 
bleiben; möglichst ohne gesplittete  
Mengengebühren. Nur so schaffen wir 
es aus meiner Sicht, den jetzt schon 
von außen erzeugten Unfrieden nicht 
noch weiter zu schüren.

Klaus-Dieter Quasdorf,
Bürgermeister von Bestensee

Ja, diese Schlagworte sind für mich 
fragend und feststellend, wenn es 
um die sogenannte Rückzahlung 
von Beiträgen geht. Vieles, was 
von den Wasserkunden des MAWV 
gefordert oder erwartet wird, vom 
MAWV selbst erwogen werden 
kann und den kommunalen Mit-
gliedern vorschwebt, wird immer 
ein Kompromiss sein müssen. 
Auch in meiner Gemeinde Eich-
walde erwarten die Bürgerinnen 
und Bürger von mir eindeutige 
Präferenzen und Positionen in der 
Verbandsversammlung. Wie nicht 
anders anzunehmen, sind diese 
Erwartungen sehr unterschiedlich. 
Wie ich nun in meiner Verantwor-
tung dazu stehe, ist kurz umrissen:
- Rückzahlungen nicht einseitig an 

eine dadurch privilegierte An-
schließergruppe,

So einfach könnte es sein: Der 
MAWV zahlt alle Beiträge zurück 
und alle sind zufrieden. Dagegen 
sprechen wirtschaftliche und ju-
ristische Gründe. Der MAWV hat 
mit der gemischten Finanzierung 
aus Anschlussbeiträgen und Benut-
zungsgebühren ein solides Finan-
zierungssystem für die Herstellung 
seiner Anlagen aufgebaut, was die 
Ver- und Entsorgung zu sozialver-
träglichen Abgaben sichert, das 
Prinzip der Generationengerechtig-
keit wahrt und auch Investoren in 
Baugebieten angemessen an den 
Kosten der Infrastruktur beteiligt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die-
ses System für zulässig erklärt, hat aber 
auch festgestellt, dass die Erhebung 
von Anschlussbeiträgen bei „Altan-
schließern“ ab einem gewis-
sen Zeitpunkt nicht mehr hätte 
erfolgen dürfen. Wäre es dann 
nicht doch am einfachsten, 
alle Beiträge zurückzugeben, 
um alle Grundstückseigentü-
mer (Beitragszahler) gleich zu 
behandeln? In diesem Fall 
wäre die fein austarierte 
Mischfinanzierung aus Beiträ-
gen und Gebühren nicht mehr aufrecht-
zuerhalten und die genannten Finanzie-
rungsaspekte gäbe es nicht mehr. Zwar 
ginge kurzfristig ein warmer Regen der 
Rückzahlung nieder, gleichzeitig wären 
über lange Jahre deutlich höhere Ge-
bühren zu zahlen. Zugunsten von Eigen-
tümern beteiligten sich Mieter mit hö-
heren Gebühren an Investitionskosten, 

30.300 Anträge auf Rückerstat-
tung von Beiträgen schweben wie 
ein Damoklesschwert über dem 
MAWV und sind eine harte Pro-
be. Das liegt weder an Karlsruhe 
noch an den Beschwerdeführe-
rinnen, die vor dem BVerfG Be-
schlüsse errangen, die eine wich-
tige Sache klarstellen: Vertrau-
ensschutz steht über fiskalischem 
Interesse, eine öffentliche Anlage 
zu refinanzieren. 

Ein Schmetterling löst nach der 
Chaos-Theorie ein Erdbeben aus, den 
MAWV trifft die Antragsflut wie ein 
Tsunami im Hafen. Ein Erfolgsmodell 
drohte, leck zu schlagen. Zumindest 
ist der Glaube an die bis dato gel-
tende Rechtslage ramponiert. 

Hinter jedem Schreiben steht ein Ein-
zelfall, der respektvoll behandelt 
werden möchte. Viele Briefeschreiber 
sind empört, schlagen im Ton den 
Sack, meinen doch den Esel. Der Ver-
band versucht indes, zum Alltag zu-
rückzukommen. Scherben zusammen- 
kehren und dennoch die Spreu vom 
Weizen trennen ist angesagt: Wer hat 
eigentlich einen Anspruch auf Rück-
erstattung? Unter dem Strich bleiben 
vorläufig rund 600 Anträge übrig. Viel 
Lärm um nichts? 

Ein Blick zurück: 2004 sollte die Än-
derung des KAG des Landes Rechts-
sicherheit schaffen für alle Beitrags-
bescheide, die vor und nach diesem 
Zeitpunkt erstellt worden sind. Bis 
dahin war etwa ein Drittel der Sat-
zungen der Wasserverbände rechts-
wirksam, zwei Drittel waren es nicht. 
Ein Wasserverband darf aber nur 
Anschlussbeiträge erheben, wenn 
zwei Dinge erfüllt sind: Das betref-
fende Grundstück muss angeschlos-
sen oder anschlussfähig sein und der 
Wasserverband muss eine Satzung 
haben. So der Stand bis zum Jahr 
2004. 
Als das Land 2004 das KAG neu ge-
fasst hatte, gab es eine kleine Ergän-
zung: Entscheidend war eine „rechts-
wirksame“ Satzung, die den meisten 

die normalerweise größ-
tenteils die Grundstücks- 
eigentümer zahlen. Ob 
dies gerecht ist, mag je-
der selbst für sich beant-

worten. Der MAWV hat vor vielen Jah-
ren dazu eine Grundsatzentscheidung 
getroffen. 
Was uns Juristen umtreibt, ist zudem 
der Widerstreit zwischen der formalen 
Bestandskraft eines Bescheides – keine 
Rückzahlung – und der materiellen Ge-
rechtigkeit – Rückzahlung an alle. Wird 
ein Bescheid, gegen den kein Wider-
spruch erhoben worden ist, trotzdem 
aufgehoben, weil sonst ein rechtstreuer 
Grundstückseigentümer anders behan-
delt würde, als derjenige, der so mutig 
war, sich gegen die Obrigkeit aufzu- 
lehnen? Für beide Lösungen, nämlich 
die Rückzahlung an alle oder nur die 

Rückzahlung an die Wider-
sprechenden, gibt es gute 
Gründe. 
In jedem Falle muss eine 
Entscheidung her. Diese hat 
der MAWV getroffen, indem 
er die Bestandskraft von Be-
scheiden ebenso hochwer-
tig eingeordnet hat wie sein 
Mischfinanzierungssystem. 

Diese Entscheidung hat er sich alles 
andere als leicht gemacht. 
Doch allen Menschen recht getan, ist 
eine Kunst, die keiner kann. Und es 
sollte niemals vergessen werden, dass 
der MAWV zum Wohle der Bürger rund 
um die Uhr Wasser zu liefern und Ab-
wasser zu entsorgen hat. Das muss be-
zahlt werden!

Das „Wasserparlament“ des MAWV

Die 19 Mitglieder im höchsten Gremium des Verbandes haben insgesamt 120 Stimmen.

2004 fehlte. Viele Wasserverbände 
gaben sich Jahre danach eine rechts-
wirksame Satzung, manche erst im 
Jahr 2011. Die Folge war, dass Ver-
bände überhaupt erst dann Anschluss-
beiträge von ihren Kunden eingefor-
dert hatten, auch für Anschlüsse, die 
vor dem Jahr 2004 oder gar vor der 
deutschen Einheit im Jahr 1990 gelegt 
worden waren. Die letzten Anschluss-
beitragsbescheide für bereits ange-
schlossene oder anschlussfähige 
Grundstücke gingen kurz vor Jahres-
ende 2015 bei den Wasserkunden ein. 

Das BVerfG hat nun mit Blick auf die 
Änderung im KAG im Jahr 2004 ent-
schieden, dass – abzüglich von vier 
Jahren Verjährungsfrist – die eigent-
liche Schallmauer für Beitragsbe-
scheide das Jahr 2000 ist. Für die Zeit 
davor seien die Anschlussbeiträge 
nicht mehr erhebungsfähig, also ver-
jährt. 

Einmal mehr wird deutlich, dass so-
wohl für den Verband als auch für 
dessen Kunden bei Verwaltungsange-
legenheiten die jeweiligen Verjäh-
rungsfristen immer eine Rolle spielen 
und berücksichtigt werden müssen.

10%

Von 4.000 Schreiben 
zu nicht bestandskräftigen  

Bescheiden wären rund  
600 Vorgänge nach  
bisheriger Kenntniss  

zurückzuzahlen. 

Es sei denn, das 
OVG Berlin-Brandenburg 
entscheidet zugunsten  

des MAWV.

Krausnick- 
Groß-Wasserburg   1

Märkisch Buchholz   1
Zossen   1

Blankenfelde-Mahlow   1

5   Heidesee

7   Mittenwalde

8   Bestensee

7   Eichwalde

8 Schulzendorf   

Schönefeld  14
Zeuthen  12

 10 Wildau

1 Märkische Heide

1 Unterspreewald

4 Berliner 
Wasserbetriebe

1 Tauche
1 Storkow 
1 Münchehofe

Königs  
Wusterhausen

36

Auch wenn 30.300 Briefe das 
Alltagsgeschäft zusätzlich mit 
Arbeit ausfüllen, fördert der 
Verband weiter verlässlich 
Trinkwasser für 110.000  
Einwohner.
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Des Pudels Kern
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Eine mögliche Beitragsrückerstattung  
von rund 25 Millionen Euro entspräche  
10 % aller erhobenen Beiträge.

Anträge auf Beitragsrückerstattung

Schreiben sind beim Verband nach den  
BVerfG-Beschlüssen als Antrag  
auf Rückerstattung eingegangen.

           Bescheide zu Beiträgen für Trinkwasser 
und Abwasser im Wert von 250 Millionen Euro  
sind vom Verband an seine Kunden ergangen.

30.300

       26.300

     4.000

67.000 

Schreiben zu bereits bestandskräftig  
gewordenen Vorgängen;

Davon

und
Schreiben zu noch nicht 
bestandskräftigen Bescheiden
folgender Fälle:

Erschließung nach dem 
Stichtag 01.01.2000,

Empfänger des Bescheids ist eine  
Körperschaft des öffentlichen Rechts,

Beitritt der Gemeinde in den MAWV 
erfolgte nach 2000,

Fristgemäßer Bescheid 
innerhalb von vier Jahren

und vom Gericht  
zu klärende Verfahren.

Eine Quadratur des Kreises:
schnell, gerecht und finanzierbar?!



Das Ministerium für Inneres und Kom-
munales hat erklärt, Verbände und 
Kommunen unter bestimmten Bedin-
gungen bei der Rückerstattung von 
Anschlussbeiträgen finanziell zu un-
terstützen. Vorausgesetzt, bestands-
kräftige Bescheide bleiben bestands-
kräftig. 

Einige Verbände favorisieren ein 
„reines Gebührenmodell“, was 
meinen Sie dazu?
Ja, die Gretchenfrage lautet nur Ge-
bühren oder Beiträge und Gebühren? 
Ich bin froh, dass die Verbandsver-
sammlung sich in ihren Thesen im 
Frühjahr 2016 noch einmal zur Misch-
finanzierung aus Beiträgen und nied-
rigen Gebühren bekannt hat. Diejeni-
gen Verbände, welche jetzt nur noch 
Gebühren erheben wollen, gehen den 

Weg des geringsten Widerstandes 
und überlassen es den Mietern in ih-
ren Neubauten, die Erschließung von 
privaten Grundstücken mit Trink- und 
Schmutzwasser mitzufinanzieren. Das 
ist aus meiner Sicht zutiefst unsozial 
und ich staune schon, dass die Mie-
terverbände sich hier nicht einschal-
ten und eine gerechte Verteilung der 
Lasten der Daseinsvorsorge unterstüt-
zen. Eine Umstellung auf das reine Ge-
bührenmodell zöge für den Verband 
im Übrigen eine Darlehensaufnahme 
in dreistelliger Millionenhöhe nach 
sich. Ich lehne das ab.

Wie geht es denn nun weiter?
Wasser und Abwasser rund um die 
Uhr und sieben Tage die Woche kos-
ten Geld. Egal welches Finanzierungs- 
modell der Verband wählt, der Auf-
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Peter Sczepanski: Für Gerechtigkeit gibt es eine Haltung, kein Patentrezept 

Einheitliche Gebühren und Beteiligung aller Nutznießer 

Die Verbandsversammlung ist das wichtigste Gremium des Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes. Hier beschließen die  
Mitgliedskommunen über die Finanzierung der Daseinsvorsorge für Wasser und Abwasser. � Foto: SPREE-PR/Petsch

Herr Sczepanski, beschreiben 
Sie bitte die aktuelle Situation.
Nachdem wir im vergangenen Jahr 
durch die Beitragsneuberechnung 
ein Höchstmaß an Gleichbehandlung 
im Verbandsgebiet erreicht hatten, 
wurde durch die vom Bundesverfas-
sungsgericht gefassten Beschlüsse 
erstmal unser gesamtes bisheriges 
Handeln infrage gestellt. Man muss 
sich das mal vorstellen, der Verband 
hat zu jeder Zeit nach den geltenden 
Gesetzen und Rechtsprechungen ge-
handelt, wurde von der Kommunal-
aufsicht im Jahr 2011 ausdrücklich 
angewiesen, auch die sogenannten 
Altanschließer mit einem Anschluss-
beitrag zu bescheiden, und ist nun in 
den Augen der Öffentlichkeit der 
„Angeklagte“. Somit ist die Situation 
mehr als nicht zufriedenstellend.

Geht es denn nur um die Altan-
schließer?
Das BVerfG hat nicht die Bescheidung 
von „Altanschließern“, sondern den 
Zeitpunkt der Bescheidung beanstan-
det. Es geht also nicht um „Altan-
schließer“, sondern um Fristen, wann 
ein Bescheid hätte erstellt werden 
können, und um Vertrauensschutz.

Herr Sczepanski, es scheint alles 
klar zu sein. Warum zahlen Sie 
dann die Anschlussbeiträge nicht 
an die entsprechenden Grund-
stücksbesitzer zurück? 
Bei allem Respekt gegenüber dem 
BVerfG, ich muss als Verbandsvorste-
her prüfen lassen, ob die Rechtspre-
chung für unseren Verband zutrifft, 
weshalb das OVG Berlin-Brandenburg 
darüber befindet, ob und in welcher 
Hinsicht die Beschlüsse des BVerfG 
für den Zweckverband MAWV An-
wendung finden. Das braucht Zeit. 
Wir können das Ergebnis nicht be-
schleunigen, Richter sind in ihrer Ent-
scheidungsfindung unabhängig.

Und wenn das OVG Berlin-Bran-
denburg nicht die Auffassung des 
Verbandes teilt und gegen den 
Verband urteilt?
Ich denke, dass dann die Verbands-
versammlung schnellstens darüber 
entscheidet, wie die Beiträge für die 
infrage kommenden Eigentümer aus-
zuzahlen sind. 

Was heißt das genau?
Der Verband wird nur an Grundstücks-
eigentümer Rückzahlungen vorneh-
men können, deren Bescheide noch 
nicht bestandskräftig geworden sind. 

wand ist gleich. Wir wollen Grund-
stücksbesitzer durch Zahlung eines 
nachvollziehbar kalkulierten An-
schlussbeitrages an der Finanzierung 
dieses Vorteiles beteiligen. Gleich-
zeitig sollen die mengenabhängigen 
Gebühren niedrig sein. 

Auch wenn die im kommenden 
Jahr steigen?
Nach mehr als 22 Jahren ist das not-
wendig. Wir leben nicht im luftleeren 
Raum und um unseren Versorgungs-
auftrag nachhaltig zu erfüllen, dürfen 
wir bei aller Liebe eine Unterfinanzie-
rung und finanzielle Schieflagen nicht 
in Kauf nehmen. Übrigens werden wir 
auch ab 2017 sowohl im deutschland-
weiten Vergleich als auch im Landes-
vergleich weit unter dem Durchschnitt 
mit unseren Gebühren liegen. 

Was erwarten Sie vom Land 
Brandenburg zu diesem Thema?
Den Verbänden muss aus meiner Sicht 
in einem rechtssicheren Rahmen durch 
Gesetze, Vorschriften etc. vorgegeben 
sein, wie der Aufwand für die Trink-
wasserver- und Schmutzwasserent-
sorgung refinanziert wird. Hier waren 
und sind weiterhin Defizite erkennbar. 
Ich erwarte eine klare Positionierung 
der Landesregierung und Unterstüt-
zung. Die Meinung des Verbandes ist 
der Landesregierung im Januar 2016 
mitgeteilt worden, bislang ohne eine 
Antwort. Haftungsansprüche dem 
Grunde nach wurden abgelehnt, je-
doch werden diese durch den Verband 
noch in diesem Jahr erneuert. 

Herr Sczepanski, vielen Dank für 
das Gespräch!

1.	 Wichtigstes Ziel besteht in Zukunft darin, ein einheitliches Beitrags- und Gebührengebiet zu schaffen.
2. 	Auch künftig soll das Finanzierungssystem des MAWV mit Beiträgen und Gebühren gesichert werden.
3. 	Die Entscheidungen, wie mit den Bescheiden umgegangen wird, sollen so aufgearbeitet werden, dass nach 

Ortsteilen und Jahresabschnitten Entscheidungen getroffen werden können.
4. 	 Die Bescheide sollen erst dann endgültig bearbeitet werden, wenn sich eine rechtssichere und für die Kommu-

nen und Bürger akzeptable Lösung abzeichnet.
5. 	 Bürger und Kommunen sind über die weitere Vorgehensweise umfassend zu informieren.
6. 	 Für die entstandenen Mehrkosten, die finanziellen Verluste und die Finanzierungslücken des Verbandes sollen 

keine Umlagen von den Kommunen erhoben werden. Das Land als Verursacher soll in die Pflicht genommen  
und eine Klagemöglichkeit gegen das Land geprüft werden.

7.	 Ein Zusammenschluss mit anderen Zweckverbänden soll erst dann auf die Tagesordnung gesetzt werden,  
wenn das Altanschließerproblem abschließend gelöst worden ist.

8.	 Der MAWV beschreitet mit seinen Kommunen einen neuen Weg, der auf dem Solidarprinzip und einer  
einvernehmlichen Lösung beruht.

Thesen zur Stabilisierung des MAWV und zur 
Sicherung niedriger Beiträge und Gebühren

Märkischer Abwasser- 
und Wasserzweckverband

Köpenicker Straße 25
15711 Königs Wusterhausen 

Telefon: 03375 25688-23

E-Mail: info@mawv.de

www.mawv.de

KURZER DRAHT

oder einfach 
diesen

QR-Code 
scannen:

         Wir sichern 
     langfristig eine 
 stabile und kostengüns-
tige Versorgung. Darüber   
    wacht die Verbands-
             versammlung.


